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Satzung der H2Global-Stiftung 

 

§ 1 Name, Rechtsform, Sitz 

(1) Die Stiftung führt den Namen  

H2Global-Stiftung 

(2) Sie ist eine rechtsfähige Stiftung des bürgerlichen Rechts. 

(3) Sitz der Stiftung ist Hamburg. 

 

§ 2 Stiftungszweck 

(1) Zweck der Stiftung ist die Förderung des Umweltschutzes und des Klimaschutzes sowie die För-
derung der Wissenschaft und Forschung.  

(2) 1 Die Zwecke werden verwirklicht durch Maßnahmen, die dazu dienen, die Herstellung und Ver-
wendung des Grünen Wasserstoffs und anderer klimaneutraler Energieträger (klimaneutraler 
oder defossilisierter Energieträger) auf nationaler und internationaler Ebene, auch in Entwick-
lungs- und Schwellenländern, zu fördern. 2 Es sollen Aktivitäten durchgeführt und unterstützt 
werden, die sich durch wissenschaftliche, journalistische oder sonstige praktische Tätigkeit, 
durch Aufklärung, durch Beratung und Information sowie durch Analysen und Studien für die 
Verbesserung der Nutzung dieser Energieträger einsetzen und damit dem Klimaschutz dienen. 

3 Der Satzungszweck wird verwirklicht insbesondere durch  

a) die Förderung der Entwicklung von Modellen für die nachhaltige Erzeugung und die Ver-

wendung klimaneutraler Energieträger; 

b) die Förderung der Entwicklung von Modellen zur Verbesserung der deutschen und euro-

päischen gesetzlichen Rahmenbedingungen solcher Energieträger; 

c) die Initiierung, Förderung und Koordinierung von Forschungsvorhaben und wissenschaft-

lichen Arbeiten, die dem Umwelt- und/oder Klimaschutz durch die Verwendung defossili-

sierter Energieträger verpflichtet sind und 

d) die Tätigkeit als Plattform für Veranstaltungen zum Austausch und zu der Vermittlung von 

Wissen über defossilisierte Energieträger zwischen Wissenschaft, Wirtschaft und sonsti-

gen öffentlichen und privaten Stellen. 

(3) 1 Von der Stiftung durchgeführte Veranstaltungen sind öffentlich zugänglich. 2 Soweit die Stiftung 
Stipendien und Förderpreise vergibt, werden diese auf der Grundlage öffentlich zugänglicher 
Richtlinien vergeben. 3 Die Richtlinien bedürfen der vorherigen Zustimmung des Finanzamts, 
auch im Falle der Abänderung. 

(4) Bei ihrer Tätigkeit arbeitet die Stiftung mit steuerbegünstigten und öffentlichen Organisationen 
ähnlicher Aufgabenstellung zusammen, wo und insoweit dies der Verwirklichung des Stiftungs-
zwecks dient.  

(5)  Die Stiftung kann sich zur Erfüllung ihrer Aufgaben Hilfspersonen im Sinne des § 57 Abs. 1 S 2 
der Abgabenordnung (AO) bedienen, soweit sie die Aufgaben nicht selbst wahrnimmt. 

(6)  Die Stiftung kann weltweit fördern; ihre Auslandstätigkeit bleibt dabei im Sinne des § 51 Abs. 2 
AO auf die Verwirklichung ihrer steuerbegünstigten Zwecke im Inland bezogen.  
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§ 3 Gemeinnützigkeit 

(1)  Die Stiftung verfolgt ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige Zwecke im Sinne des Ab-
schnitts „Steuerbegünstigte Zwecke“ der Abgabenordnung. 

(2)  Die Stiftung ist selbstlos tätig; sie verfolgt nicht in erster Linie eigenwirtschaftliche Zwecke. 

(3)  Die Mittel der Stiftung dürfen nur für satzungsgemäße Zwecke verwendet werden. 

(4)  Es dürfen keine Personen durch Ausgaben, die dem Zweck der Stiftung fremd sind, oder durch 
unverhältnismäßig hohe Vergütungen begünstigt werden. 

 

§ 4 Stiftungsvermögen 

(1)  1 Das anfängliche Stiftungsvermögen ergibt sich aus dem Stiftungsgeschäft. 2 Es ist, soweit es 
von den Stiftern nicht zum Verbrauch bestimmt wurde (sonstiges Vermögen), im Interesse des 
langfristigen Bestandes der Stiftung in seinem Wert dauerhaft und ungeschmälert zu erhalten 
(Grundstock). 

(2) 1 Soweit sich Stifter nach Maßgabe des Stiftungsgeschäfts oder im Rahmen von Zustiftungen 
verpflichtet haben, der Stiftung für einen bestimmten Zeitraum jährlich im Vorhinein Beträge zu-
zuwenden, mit denen die Stiftung sowohl ihre laufenden Aufwendungen als auch ihre gemeinnüt-
zig zu verwendenden Mittel, gegebenenfalls auch durch Bildung einer Rücklage, bestreiten kann 
(gestreckte Zusagen), erhält die Stiftung diese Beträge im Vorhinein spätestens bis zum 1. De-
zember des Jahres für das kommende Jahr. 2 Der Betrag wird festgelegt durch Beschluss des 
Kuratoriums auf Basis des von dem Vorstand aufzustellenden Verbrauchsplans. 

(3)  1 Abweichend von § 4 Abs. 1 S. 2 darf die Stiftung mit Zustimmung des Kuratoriums bis zur Hälfte 
des Grundstockvermögens verbrauchen, soweit der Stifterwille anders nicht zu verwirklichen und 
der Bestand der Stiftung für angemessene Zeit gewährleistet ist. 2 Im Fall eines solchen Verbrau-
ches ist die Stiftung verpflichtet, das Grundstockvermögen in absehbarer Zeit wieder um den 
verbrauchten Teil aufzufüllen. 

(4) 1 Es dürfen Rücklagen in steuerrechtlich zulässigem Umfang gebildet werden. 2 Zur Werterhal-
tung des Grundstockvermögens soll der Stiftungsvorstand bei guter Ertragslage der Stiftung freie 
Rücklagen bilden. 3 Der Stiftungsvorstand kann freie Rücklagen (§ 62 Abs. 1 Nr. 4 AO) dem 
Grundstockvermögen zuführen. 

(5) 1 Vermögensumschichtungen sind zulässig. 2 Gewinne aus Vermögensumschichtungen dürfen 
sowohl einer Umschichtungsrücklage zur (realen) Erhaltung des Grundstockvermögens zuge-
führt werden als auch ganz oder teilweise zur Erfüllung der Stiftungszwecke verwendet werden, 
wenn die Erhaltung des Grundstockvermögens gewährleistet ist. 

 

§ 5 Stiftungsmittel, Zustiftungen 

(1)  Die Stiftung erfüllt ihre Aufgaben aus den Erträgen des Stiftungsvermögens, aus dem sonstigen 
Vermögen sowie aus Zuwendungen, soweit sie vom Zuwendenden nicht zur Aufstockung des 
Grundstockvermögens bestimmt sind.  

(2) Ein Rechtsanspruch auf Stiftungsleistungen oder die Zuwendung von Stiftungsmitteln besteht 
nicht. 

(3)  1 Zustiftungen sowohl in das Grundstockvermögen als auch in das sonstige Vermögen (Ver-
brauchszustiftung) und Spenden sind zulässig. 2 Die Stiftung darf Zuwendungen ohne Zweckbe-
stimmung aufgrund einer Verfügung von Todes wegen dem Grundstockvermögen zuführen. 3 Bei 
Verbrauchszustiftungen, die im Verhältnis zu dem vorher bestehenden sonstigen Vermögen nicht 
nur unwesentlich sind, höchstens jedoch halbjährlich, ist ein neuer Verbrauchsplan aufzustellen 
oder der bestehende Verbrauchsplan entsprechend anzupassen. 4 Die Neufassung oder Ände-
rung des Verbrauchsplans bedarf der Zustimmung des Kuratoriums. 

(4) 1 Zustiftungen durch Personen, die nicht bereits Stifter im Sinne dieser Satzung sind (Erst-Zustif-
tende) haben mindestens EUR 20.000 zu betragen. 2 Zustiftungen durch Erst-Zustiftende, die 
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große Kapitalgesellschaften (im Sinne von § 267 Abs. 3 HGB) oder verbundene Unternehmen 
(im Sinne von § 15 AktG) von großen Kapitalgesellschaften sind, haben mindestens EUR 100.000 
zu betragen. 

(5) 1 Zustiftungen bedürfen der Zustimmung durch das Kuratorium. 2 Nach Zustimmung des Kurato-
riums und mit Leistung der Zustiftung durch den Zustiftenden ist dieser Stifter im Sinne dieser 
Satzung. 

 

§ 6 Geschäftsjahr, Jahresabschluss 

(1)  Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr. 

(2)  Der nach den Bestimmungen dieser Satzung festgestellte Jahresabschluss ist allen Stiftern zu-
gänglich zu machen. 

 

§ 7 Stifter, Stimmrechte 

(1) 1 Stifter im Sinne dieser Satzung sind alle im Stiftungsgeschäft als Stifter benannte Personen 
sowie solche Personen, die nach Maßgabe dieser Satzung Stifter werden. 2 Stifter kann nicht 
werden, (a) gegen wen wirtschaftliche Sanktionsmaßnahmen der Vereinten Nationen, der EU 
oder der Bundesrepublik Deutschland (vgl. § 7 S. 2 AWV) bestehen, oder (b) an wem eine oder 
mehrere staatliche oder nichtstaatliche Stellen oder Personen, gegen die sich wirtschaftliche 
Sanktionsmaßnahmen der Vereinten Nationen, der EU oder der Bundesrepublik Deutschland 
richten, einzeln oder gemeinsam (i) unmittelbar oder mittelbar Stimmrechtsanteile von 25% der 
Stimmrechte oder mehr halten oder (ii) in anderer Weise eine wirksame Beteiligung an der Kon-
trolle (in entsprechender Anwendung von § 56 Abs. 3 S. 2 AWV) innehaben. 3 § 56 Abs. 4 und 5 
AWV sind mit der Maßgabe entsprechend anzuwenden, dass der unter Satz 2 (b) (i) genannte 
Prozentsatz als maßgeblicher Anteil zu verwenden ist. 4 Die mit der Eigenschaft als Stifter ver-
bundenen Teilnahmerechte und Stimmrechte eines Stifters in der Stifterkonferenz und sonstigen 
sich aus dieser Satzung ergebenden Rechte (Stifterrechte) ruhen, solange einer der in Satz 2 
genannten Umstände in Bezug auf den Inhaber der Stifterrechte besteht. 

(2) 1 Die Stifterrechte eines Stifters sind unteilbar und nicht vererblich. 2 Eine Mitberechtigung an 
Stifterrechten ist ausgeschlossen, ebenso eine Pfändung oder Verpfändung, Einräumung eines 
Nießbrauchs, einer Unterbeteiligung oder sonstige Berechtigung eines Dritten oder Ermächtigung 
zur Ausübung solcher Rechte. 3 Die Ausübung von Stifterrechten durch die organschaftlichen 
Vertreter eines Stifters oder von diesen bevollmächtigte natürliche Personen bleibt unberührt. 
4 Die Ausübung von Stifterrechten ist nicht möglich durch eine Person, in Bezug auf die einer der 
in Absatz 1 Satz 2 und 3 genannten Umstände besteht. 

(3) Die Stifterrechte von Stiftern, die natürliche Personen oder nichtrechtsfähige Personenvereini-
gungen sind, sind nicht übertragbar. 

(4) 1 Die Stifterrechte von Stiftern, die juristische Personen oder rechtsfähige Personenvereinigun-
gen sind, sind nur nach Maßgabe der folgenden Bestimmungen übertragbar. 2 Eine Übertragung 
(einschließlich einer Rechtsnachfolge durch Gesamtrechtsnachfolge) kann nur an eine einzige 
andere Person (einschließlich rechtsfähige Personengesellschaft) erfolgen. 3 Jede Übertragung 
ist dem Vorstand durch den Übertragenden spätestens innerhalb von zwei Monaten nach der 
Übertragung schriftlich unter Beifügung aussagekräftiger Unterlagen und Angabe des Übertra-
gungsempfängers und des Zeitpunkts, ab dem die Übertragung wirksam wird oder geworden ist, 
mitzuteilen; abweichend hiervon erfolgt die Mitteilung bei einer Verschmelzung oder Aufspaltung 
nach dem Umwandlungsgesetz durch den übernehmenden Rechtsträger als Übertragungsemp-
fänger. 4 Im Fall einer solchen Mitteilung gilt der darin benannte Übertragungsempfänger fortan 
als Stifter im Sinne dieser Satzung und Inhaber der Stifterrechte. 5 Übertragungen an mehr als 
einen Übertragungsempfänger sind insgesamt unwirksam. 

(5) Die Stifterrechte enden 

– wenn der Stifter eine natürliche Person ist: mit dem Tod des Stifters; 
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– mit Eröffnung des Insolvenzverfahrens über das Vermögen des Stifters bzw. mit der Ableh-
nung der Eröffnung mangels Masse; 

– wenn es sich bei dem Stifter um eine registereintragungsfähige Person oder Personenverei-
nigung handelt: mit der Eintragung der Auflösung in dem betreffenden Register, sofern die 
Stifterrechte nicht spätestens zeitgleich mit der Eintragung der Auflösung nach Maßgabe von 
Absatz 4 wirksam übertragen wurden; 

– wenn die in Absatz 4 Satz 3 vorgesehene Mitteilung nicht innerhalb von zwei Monaten ab 
der Übertragung erfolgt ist. 

(6) 1 Die Eigenschaft als Stifter im Sinne dieser Satzung endet mit Übertragung der Stifterrechte oder 
einer anderweitigen Beendigung dieser Rechte. 2 Im Fall des Absatz 1 Satz 4 ruht die Eigenschaft 
als Stifter für die dort genannte Dauer. 

(7) Im Fall der Beendigung der Stifterrechte und/oder der Eigenschaft als Stifter steht dem Stifter 
keine Abfindung oder Entschädigung zu. 

 

§ 8 Organe 

(1) Organe der Stiftung sind 

– der Vorstand, 

– das Kuratorium und der Personalausschuss, 

– die Stifterkonferenz, und 

– gegebenenfalls bestellte besondere Vertreter. 

(2) 1 Die Mitglieder und stellvertretenden Mitglieder der des Vorstands, des Kuratoriums und gege-
benenfalls bestellte besondere Vertreter haben bei der Führung der Geschäfte der Stiftung die 
Sorgfalt eines ordentlichen Geschäftsführers anzuwenden. 2 Eine Pflichtverletzung liegt nicht vor, 
wenn das Mitglied bzw. stellvertretende Mitglied bzw. besondere Vertreter bei der Geschäftsfüh-
rung unter Beachtung der gesetzlichen und satzungsgemäßen Vorgaben vernünftigerweise an-
nehmen durfte, auf der Grundlage angemessener Informationen zum Wohle der Stiftung zu han-
deln. 3 Für ein Mitglied oder stellvertretendes Mitglied eines Organs oder einen besonderen Ver-
treter, welches/welcher unentgeltlich tätig ist oder für seine Tätigkeit eine Vergütung erhält, die 
den in § 31a Abs. 1 Satz 1 BGB genannten Betrag nicht übersteigt, gilt § 31a Abs. 1 und Abs. 2 
BGB entsprechend. 4 Die Stiftung ist berechtigt und verpflichtet, zur Absicherung der vorstehen-
den Risiken angemessenen Versicherungsschutz für die Stiftung und die Mitglieder und stellver-
tretenden Mitglieder ihrer Organe und ihrer besonderen Vertreter abzuschließen. 

 

§ 9 Vorstand 

(1) 1 Der Vorstand besteht aus höchstens fünf Mitgliedern. 2 Die ersten Mitglieder des Vorstands er-
geben sich aus dem Stiftungsgeschäft, im Folgenden bestellt das Kuratorium die Mitglieder mit 
einfacher Mehrheit der abgegebenen Stimmen. 3 Besteht der Vorstand aus mehreren Mitgliedern, 
so bestimmt das Kuratorium ein Mitglied des Vorstands zum Vorsitzenden (Vorstandsvorsitzen-
der) sowie dessen Stellvertreter (stellvertretender Vorstandsvorsitzender). 

(2) 1 Dem Vorstand sollen Personen angehören, die besondere Fachkompetenz und Erfahrung im 
Hinblick auf die Aufgabenerfüllung der Stiftung aufweisen. 2 Mitglieder des Vorstands können nur 
natürliche Personen sein. 3 Mitglieder des Kuratoriums dürfen nicht zugleich dem Vorstand ange-
hören. 

(3) 1 Die Amtszeit der einzelnen Mitglieder des Vorstandes beträgt vier Jahre, wenn bei der Bestel-
lung nicht eine kürzere Amtszeit festgelegt wird. 2 Mehrmalige Wiederbestellung ist möglich, die 
frühestens ein Jahr vor Ablauf der bisherigen Amtszeit erfolgen kann. 

(4) 1 Die Mitgliedschaft im Vorstand endet mit Ablauf der Amtszeit, spätestens mit Vollendung des 
70. Lebensjahres. 2 Vorstandsmitglieder können vom Kuratorium jederzeit aus wichtigem Grund 
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abberufen werden. 3 Dem betroffenen Mitglied ist zuvor Gelegenheit zur Stellungnahme zu ge-
ben. 4 Die Abberufung ist wirksam, bis die Unwirksamkeit rechtskräftig festgestellt ist. 5 Das Ku-
ratorium kann Bestimmungen im Sinne von Absatz 1 Satz 3 jederzeit auch ohne besonderen 
Grund durch Beschluss ändern. 

 

§ 10 Rechte und Pflichten des Vorstands 

(1) Der Vorstand hat im Rahmen des Stiftungsgesetzes und dieser Satzung für die dauernde und 
nachhaltige Erfüllung des Stiftungszwecks sowie des Willens der Stifter zu sorgen. 

(2) 1 Der Vorstand führt die Geschäfte der Stiftung in sämtlichen Angelegenheiten, soweit nicht die 
Zuständigkeit eines anderen Organs begründet ist, nach Maßgabe der Satzung in eigener Ver-
antwortung unter Beachtung der Beschlüsse des Kuratoriums und des Personalausschusses. 
2 Seine Aufgaben sind insbesondere: 

a) die Verwaltung des Stiftungsvermögens, 

b) die Verwendung der Stiftungsmittel, 

c) die mindestens jährliche Aufstellung des Verbrauchsplans sowie der mittelfristigen Finanz-
planung, 

d) die Aufstellung des Tätigkeitsberichts und des Jahresabschlusses, und 

e) die Information des Kuratoriums über alle für die Stiftung relevanten Fragen. 

(3) 1 Der Vorstand hat die Stellung eines gesetzlichen Vertreters und vertritt die Stiftung gerichtlich 
und außergerichtlich. 2 Besteht der Vorstand aus mehreren Mitgliedern, so wird die Stiftung im 
Außenverhältnis durch mindestens zwei ihrer Vorstandsmitglieder oder durch ein Vorstandsmit-
glied zusammen mit einem besonderen Vertreter gemeinschaftlich vertreten. 3 Der Personalaus-
schuss kann einzelnen oder allen Mitgliedern des Vorstands durch Beschluss generell oder im 
Einzelfall Einzelvertretungsbefugnis und/oder Befreiung von den Beschränkungen des § 181 
BGB erteilen bzw. die Erteilung widerrufen. 

(4) 1 Mit Zustimmung des Personalausschusses ist der Vorstand berechtigt, zur Erledigung seiner 
Aufgaben einen oder mehrere Geschäftsführer zu bestellen. 2 Ein Geschäftsführer hat die Stel-
lung eines besonderen Vertreters im Sinne des § 30 BGB. 3 Mit Zustimmung des Personalaus-
schusses ist der Vorstand berechtigt, einem besonderen Vertreter generell oder im Einzelfall Ein-
zelvertretungsbefugnis und/oder Befreiung von den Beschränkungen des § 181 BGB zu erteilen; 
ein Widerruf ist ohne Zustimmung des Personalausschusses möglich. 

(5) 1 Der Vorstand hat in den ersten sechs Monaten des Geschäftsjahres für das vorausgegangene 
Geschäftsjahr den Jahresabschluss zu erstellen, durch den vom Kuratorium bestimmten Wirt-
schaftsprüfer (Abschlussprüfer) prüfen zu lassen und den Jahresabschluss unverzüglich zusam-
men mit dem Prüfungsbericht des Abschlussprüfers allen Kuratoriumsmitgliedern zu übersenden. 
2 Der Vorstand hat das Recht, nach seinem Ermessen zur Erfüllung seiner Aufgaben rechtliche 
und steuerliche Beratung gegen angemessenes Entgelt einzuholen. 

(6) 1 Der Vorstand kann sich mit Zustimmung des Personalausschusses eine Geschäftsordnung ge-
ben, wenn nicht das Kuratorium eine Geschäftsordnung für den Vorstand erlässt; eine durch das 
Kuratorium erlassene Geschäftsordnung ersetzt eine ggf. bereits bestehende Geschäftsordnung 
vollständig. 2 Die Geschäftsordnung regelt unter anderem die Geschäftsverteilung und die Zu-
sammenarbeit im Vorstand und kann Bestimmungen enthalten, dass bestimmte Arten von Ge-
schäften nur mit Zustimmung des Kuratoriums vorgenommen werden dürfen. 

(7) 1 Die Mitglieder des Vorstands haben nach Maßgabe eines entsprechenden Beschlusses des 
Personalausschusses Anspruch auf Ersatz ihrer entstandenen notwendigen und angemessenen 
Auslagen und Aufwendungen. 2 Die Stiftung kann ihnen für den Zeit- und Arbeitsaufwand auf 
Grundlage eines schriftlichen Dienstvertrages eine angemessene Vergütung gewähren, wenn die 
Vermögens- und Ertragslage der Stiftung dies bei Vertragsabschluss erlauben. 3 Ein Dienstver-
trag ist auf den jeweiligen Zeitraum der Bestellung nach § 9 Absatz 3 zu begrenzen. 
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§ 11 Beschlussfassungen des Vorstands 

(1) 1 Beschlüsse des Vorstands werden in der Regel in Sitzungen gefasst. 2 Sitzungen des Vorstands 
sind vom Vorstandsvorsitzenden, bei dessen Verhinderung vom stellvertretenden Vorstandsvor-
sitzenden, mindestens in Textform mit einer Frist von zwei Wochen und unter Angabe der Tages-
ordnung einzuberufen. 

(2) 1 Der Vorstand ist beschlussfähig, wenn mehr als die Hälfte seiner Mitglieder anwesend ist. 2 So-
fern die Satzung nichts Abweichendes bestimmt, beschließt der Vorstand mit einfacher Mehrheit 
der abgegebenen Stimmen. 3 Bei Stimmengleichheit entscheidet die Stimme des Vorstandsvor-
sitzenden, bei dessen Verhinderung die des stellvertretenden Vorstandsvorsitzenden. 4 Ein ab-
wesendes Mitglied kann sich in der Sitzung durch ein anderes Vorstandsmitglied vertreten lassen. 

(3) Über die Sitzungen sind Niederschriften anzufertigen, die vom Vorstandsvorsitzenden bzw. dem 
stellvertretenden Vorstandsvorsitzenden zu unterzeichnen sind. 

(4) 1 Beschlüsse im Umlaufverfahren sind zulässig, wenn alle Vorstandsmitglieder diesem Verfahren 
zustimmen. 2 Über das Ergebnis ist ein allen Mitgliedern des Vorstands unverzüglich zuzuleiten-
des Protokoll zu fertigen. 3 Das Umlaufverfahren ist nicht für Beschlüsse über Satzungsänderun-
gen im Sinne der §§ 16 und 17 und über die Auflösung oder die Zusammenlegung der Stiftung 
im Sinne des § 18 anwendbar. 

 

§ 12 Kuratorium 

(1)  1 Das Kuratorium besteht aus 13 bis 20 Mitgliedern und 10 stellvertretenden Mitgliedern. 2 Es 
setzt sich zusammen aus den drei nach Absatz 2 gewählten Mitgliedern, den höchstens sieben 
nach Absatz 3 entsandten Mitgliedern, den 10 nach Absatz 4 gewählten Mitgliedern und den 10 
nach Absatz 5 gewählten stellvertretenden Mitgliedern. 3 Die Kuratoriumsmitglieder sollen den für 
die Zweckerfüllung erforderlichen oder sinnvollen Sachverstand aufweisen. 4 Die Amtszeit der im 
Sinne von Absatz 2, 4 und 5 gewählten Mitglieder (gewählte Mitglieder) endet mit Beendigung 
der ersten Stifterkonferenz im dritten auf das Jahr des Amtsbeginns folgenden Kalenderjahr. 
5 Wiederwahl ist zulässig. 6 Scheidet ein gewähltes Mitglied vorzeitig aus, so ist unverzüglich eine 
Ersatzperson für die restliche Amtszeit zu wählen. 7 Die ersten Mitglieder des Kuratoriums im 
Sinne von Absatz 2, 4 und 5 werden durch das Stiftungsgeschäft bestimmt; ihre Amtszeit endet 
mit Beendigung der ersten Stifterkonferenz im zweiten auf das Jahr der Errichtung der Stiftung 
folgenden Kalenderjahr; trotz der Bestimmung durch das Stiftungsgeschäft gelten sie als ge-
wählte Mitglieder bzw. stellvertretende Mitglieder des Kuratoriums. 8 Der Vorsitzende des Kura-
toriums und der stellvertretende Vorsitzende führen nach Ablauf ihrer Amtszeit ihre Aufgaben bis 
zur Übernahme durch den neu gewählten Vorsitzenden des Kuratoriums bzw. stellvertretenden 
Vorsitzenden weiter. 

(2)  1 Die Stifterkonferenz wählt den Vorsitzenden des Kuratoriums, einen stellvertretenden Vorsit-
zenden sowie ein weiteres Mitglied, das eine besondere Nähe zu einem nationalen oder interna-
tionalen Verband aufweist, der schwerpunktmäßig im Bereich der Zielsetzungen der Stiftung tätig 
ist als gewählte Mitglieder des Kuratoriums. 2 Alle Aufgaben und Befugnisse des Vorsitzenden 
des Kuratoriums stehen im Fall seiner Verhinderung dem stellvertretenden Vorsitzenden des Ku-
ratoriums zu und sind von ihm wahrzunehmen. 

(3) Entsandte Mitglieder 

(a) Die Bundesregierung ist berechtigt, ein Mitglied in das Kuratorium zu entsenden. 

(b) Die EU-Kommission ist berechtigt, ein Mitglied aus einem der Bereiche Energie, Umwelt 
oder Klimaschutz in das Kuratorium zu entsenden, wenn Förderungen durch die EU im 
Sinne von Buchstabe (c) Satz 2 und 3 durch die EU-Kommission erfolgen, die der Höhe 
nach mindestens den Förderumfang (im Sinne von Buchstabe (c) Satz 3) durch die Bun-
desrepublik Deutschland erreichen. 

(c) 1 Öffentliche Stellen im Sinne des folgenden Satzes (öffentliche Stellen) sind berechtigt, 
höchstens sechs weitere Mitglieder in das Kuratorium zu entsenden; die Zahl reduziert sich 
auf höchstens fünf, solange das Entsenderecht nach Buchstabe (b) besteht. 2 Öffentliche 
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Stellen sind alle Staaten, Länder, Kommunen, supranationale Organisationen (einschließ-
lich der EU) oder sonstige öffentliche Stellen, die Projekte der Stiftung oder eines mit der 
Stiftung verbundenen Unternehmens auf Grundlage förmlicher Zuwendungsentscheidun-
gen aus öffentlichen Mitteln fördern. 3 Die Entsendeberechtigung der öffentlichen Stellen 
nach diesem Buchstaben (c) besteht im Verhältnis der Summen der von den einzelnen 
öffentlichen Stellen jeweils geleisteten und noch nicht endabgerechneten sowie der noch 
nicht geleisteten aber bindend zugesagten Förderumfänge. 4 Einer öffentlichen Stelle kann 
nur eine ganzzahlige Anzahl an Entsenderechten zustehen. 5 Die Verteilung der nach die-
sem Buchstaben (c) zur Verfügung stehenden Entsenderechte auf die öffentlichen Stellen 
wird durch den Vorstand nach dem Sainte-Laguë-Verfahren berechnet und wird spätestens 
zum 1. Januar eines Jahres überprüft und angepasst; die Stiftung stellt den öffentlichen 
Stellen die Grundlagen und das Ergebnis der Berechnung zur Verfügung. 6 Für Zwecke 
der Sätze 3 und 4 können sich mehrere öffentliche Stellen durch übereinstimmende Erklä-
rungen gegenüber dem Vorstand zusammenschließen (Zusammenschluss) mit der Folge, 
dass der Zusammenschluss für Zwecke der Verteilung der Entsenderechte als eine einzige 
öffentliche Stelle behandelt wird; die Ausübung eines einem Zusammenschluss zustehen-
den Entsenderechts erfolgt durch übereinstimmende Erklärungen aller an dem Zusammen-
schluss beteiligten öffentlichen Stellen. 7 Jede an einem Zusammenschluss beteiligte öf-
fentliche Stelle kann den Zusammenschluss jederzeit durch Erklärung mindestens in Text-
form gegenüber dem Vorstand beenden; in diesem Fall hat eine sofortige Anpassung ge-
mäß Satz 5 zu erfolgen. 8 Ein Entsenderecht besteht nicht, solange gegen die betreffende 
öffentliche Stelle – im Fall von Satz 6 gegen eine an dem betreffenden Zusammenschluss 
beteiligte öffentliche Stelle – wirtschaftliche Sanktionsmaßnahmen (vgl. § 7 Absatz 1 Satz 
2 und 3) bestehen. 9 Das Amt eines nach diesem Buchstaben (c) entsandten Mitgliedes 
endet in jedem Fall mit der Anpassung gemäß Satz 5. 

(d) 1 Die Zahl der entsandten Mitglieder muss stets niedriger sein als die Anzahl der gemäß 
Absatz 4 gewählten Mitglieder. 2 Soweit zur Einhaltung von Satz 1 erforderlich, ist zunächst 
eine Anpassung gemäß Buchstabe (c) Satz 5 auf Basis einer entsprechend reduzierten 
Anzahl von Entsenderechten durchzuführen. 

(e) 1 Der Vorstand informiert die Entsendeberechtigten über das Bestehen ihres Entsende-
rechts. 2 Die Ausübung des Entsenderechts erfolgt durch Erklärung des Entsendeberech-
tigten an den Vorstand mindestens in Textform. 3 Ein Entsendeberechtigter ist berechtigt, 
das von ihm entsandte Mitglied jederzeit abzuberufen und stattdessen eine andere Person 
als Mitglied zu entsenden. 

(f) Entsandte Mitglieder müssen weder Mitglieder der Bundesregierung, Amtsträger einer öf-
fentlichen Stelle noch anderweitig Träger eines öffentlichen Amtes sein. 

(4)  1 Die Stifterkonferenz wählt 10 Mitglieder des Kuratoriums nach folgenden Maßgaben: 2 Für jede 
der in § 14 Absatz 5 aufgeführten Sparten werden jeweils zwei Mitglieder des Kuratoriums durch 
die stimmberechtigten Stifter der betreffenden Sparte gewählt. 3 Jedem Stimmberechtigten, der 
über mindestens 10 Stimmen in der Stifterkonferenz verfügt, steht das Vorschlagsrecht für einen 
Kandidaten in seiner Sparte zu. 4 Gehören einer Sparte nach Köpfen (nicht nach Stimmrechten) 
mehr als 30 % Unternehmen an, die nicht große Kapitalgesellschaften im Sinne von § 267 Abs. 3 
HGB und nicht verbundene Unternehmen (im Sinne von § 15 AktG) von großen Kapitalgesell-
schaften sind (KMU), so ist in dieser Sparte mindestens ein Mitglied des Kuratoriums auf Vor-
schlag eines KMU zu wählen. 5 Gehören einer Sparte nach Köpfen (nicht nach Stimmrechten) 
mehr als 50 % aber weniger als 100% KMU an, so ist in dieser Sparte mindestens ein Mitglied 
des Kuratoriums auf Vorschlag eines Unternehmens zu wählen, das nicht KMU ist. 6 Ein Stimm-
berechtigter mit mehreren Stimmen kann diese auf verschiedene Kandidaten verteilen. 7 Werden 
gemäß der vorstehenden Regelung insgesamt weniger als 10 Mitglieder gewählt, erfolgt die Wahl 
der fehlenden Mitglieder des Kuratoriums durch die Stifterkonferenz, wobei jedem anwesenden 
stimmberechtigten Stifter ein Vorschlagsrecht zusteht. 

(5) 1 Für jedes gemäß Absatz 4 gewählte Mitglied des Kuratoriums ist jeweils ein stellvertretendes 
Mitglied zu wählen. 2 Absatz 4 gilt für die Wahl entsprechend. 

(6)  1 Gewählte Mitglieder des Kuratoriums können bei Vorliegen eines wichtigen Grundes durch Be-
schluss der Stifterkonferenz mit einer 2/3-Mehrheit der abgegebenen Stimmen abberufen wer-
den. 2 Ihnen ist vorher Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben.  
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(7)  1 Das Kuratorium ist grundsätzlich ehrenamtlich tätig. 2 Seine Mitglieder und stellvertretenden Mit-
glieder haben jedoch Anspruch auf Ersatz der ihnen tatsächlich entstandenen angemessenen 
Auslagen und Aufwendungen oder eine angemessene Vergütung, auch als Pauschale, soweit 
die eingesetzte Arbeitszeit und -kraft für die Stiftung dies rechtfertigen und die Stiftungsmittel dies 
zulassen. 3 Die Entscheidung über eine Vergütung trifft die Stifterkonferenz auf einvernehmlichen 
Vorschlag des Kuratoriums und des Vorstands. 

(8)  Das Kuratorium kann sich eine Geschäftsordnung geben. 

(9)  1 Das Kuratorium fasst seine Beschlüsse mit einfacher Mehrheit der abgegebenen Stimmen, so-
weit in dieser Satzung nichts anderes bestimmt ist. 2 Jedes Mitglied des Kuratoriums hat eine 
Stimme. Stellvertretende Mitglieder sind zur Teilnahme an Sitzungen des Kuratoriums berechtigt; 
sie sind nur stimmberechtigt im Fall der Verhinderung des gewählten Mitgliedes, für das sie ge-
wählt sind. 3 Enthaltungen sind als nicht abgegebene Stimmen zu werten. 4 Bei Stimmgleichheit 
entscheidet die Stimme des Vorsitzenden des Kuratoriums. 5 Das Kuratorium ist beschlussfähig, 
wenn mindestens die Hälfte seiner Mitglieder unter Berücksichtigung stimmberechtigter stellver-
tretender Mitglieder anwesend sind und nicht mehr als die Hälfte der Anwesenden nach Absatz 
3 entsandte Mitglieder sind. 6 Stimmbotschaft oder Bevollmächtigung durch ein abwesendes Mit-
glied des Kuratoriums sind nicht zulässig. 

(10) 1 Das Kuratorium soll mindestens einmal im Halbjahr tagen. 2 Die Sitzungen des Kuratoriums 
finden entweder als Präsenzveranstaltung, virtuell (Onlineverfahren) über eine nur für Teilnah-
meberechtigte zugängliche (bspw. mit gesonderten Zugangswort geschützte) Plattform, die einen 
audiovisuellen, mindestens aber sprachlichen Austausch in Echtzeit ermöglicht oder als Misch-
form (Hybridveranstaltung) statt. 3 Die Mitglieder des Vorstands sollen an den Sitzungen des Ku-
ratoriums teilnehmen. 4 Auf Vorschlag des Vorsitzenden des Kuratoriums können Sachverstän-
dige, Auskunftspersonen und andere Gäste zu Sitzungen des Kuratoriums zugelassen werden. 
5 Die Einberufung der Sitzung des Kuratoriums und die Sitzungsleitung erfolgen durch den Vor-
sitzenden des Kuratoriums. 6 Über die Sitzung ist eine Niederschrift zu fertigen, die vom Sitzungs-
leiter zu unterzeichnen ist. 

(11)  1 Beschlüsse des Kuratoriums können auch außerhalb von Sitzungen in Textform gefasst wer-
den, wenn mindestens die Hälfte seiner Mitglieder (unter Berücksichtigung stimmberechtigter 
stellvertretender Mitglieder), von denen nicht mehr als die Hälfte nach Absatz 3 entsandte Mit-
glieder sind, sich daran beteiligen und nicht mehr als drei stimmberechtigte Mitglieder diesem 
Verfahren widersprechen. 2 Der Vorsitzende des Kuratoriums hat alle Mitglieder und stellvertre-
tenden Mitglieder in Textform unter genauer Bezeichnung des Gegenstandes und eines konkre-
ten Beschlussvorschlages mit einer Frist von mindestens zwei Wochen zur Stimmabgabe aufzu-
fordern. 3 Ein Widerspruch gegen das Verfahren ist nur in der in Satz 2 genannten Frist möglich. 
4 Geht von einem gewählten Mitglied innerhalb der in Satz 2 genannten Frist kein Widerspruch 
gegen das Verfahren und keine Stimmabgabe ein, zählt eine durch sein stellvertretendes Mitglied 
innerhalb der Frist abgegebene Stimme. 5 Der Beschluss kommt bereits vor Fristablauf zustande, 
sobald alle stimmberechtigten Mitglieder zugestimmt haben. 6 Über das Beschlussergebnis ist 
eine Niederschrift zu fertigen, die vom Vorsitzenden des Kuratoriums zu unterzeichnen und allen 
Mitgliedern des Kuratoriums abschriftlich zuzuleiten ist. 7 Ein Einspruchsrecht gegen das Verfah-
ren besteht nach Abschluss des Verfahrens nicht. 

(12)  1 Abweichend von Absatz 1 Sätze 1 und 2 setzt sich das Kuratorium für die Zeit bis zur Beendi-
gung der ersten Stifterkonferenz im zweiten auf das Jahr der Errichtung der Stiftung folgenden 
Kalenderjahr zusammen aus den in Absatz 1 Satz 2 i.V.m. Satz 7 genannten Mitgliedern sowie 
weiteren 5 durch das Stiftungsgeschäft bestimmten Mitgliedern (weitere Mitglieder) und weiteren 
5 durch das Stiftungsgeschäft bestimmten stellvertretenden Mitgliedern (weitere stellvertretende 
Mitglieder). 2 Mithin besteht das Kuratorium bis zur Beendigung der ersten Stifterkonferenz im 
zweiten auf das Jahr der Errichtung der Stiftung folgenden Kalenderjahr aus 18 bis 25 Mitgliedern 
sowie 15 stellvertretenden Mitgliedern. 3 Trotz der Bestimmung durch das Stiftungsgeschäft gel-
ten die in Satz 1 genannten weiteren Mitglieder und weiteren stellvertretenden Mitglieder als ge-
wählte Mitglieder bzw. stellvertretende Mitglieder des Kuratoriums. 4 Absatz 1 Satz 6 (i.V.m. Ab-
satz 4 und 5) gilt in Bezug auf die in Satz 1 genannten weiteren Mitglieder und weiteren stellver-
tretenden Mitglieder entsprechend mit der Maßgabe, dass bei der Wahl der Ersatzperson nur 
solche Stifter der betreffenden Sparte stimmberechtigt sind, die in der Zeit zwischen dem 
23.11.2021 und dem Datum des Stiftungsgeschäftes Erst-Zustiftende (analog § 5 Absatz 4) der 
bisherigen nichtrechtsfähigen H2Global-Stiftung geworden sind. 
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§ 13 Aufgaben des Kuratoriums, Personalausschuss 

(1)  Das Kuratorium berät und unterstützt den Vorstand und überwacht seine Geschäftsführung. 

(2)  1 Das Kuratorium beschließt über die Grundsätze der Anlage des Stiftungsvermögens und der 
Verwendung der Stiftungsmittel, nimmt die weiteren in dieser Satzung vorgesehenen Aufgaben 
wahr und kontrolliert die Einhaltung des Stifterwillens. 2 Das Kuratorium stellt den Jahresab-
schluss der Stiftung fest und bestimmt den Abschlussprüfer für das Folgejahr. 3 Es hat bei seinen 
Entscheidungen den Vorgaben der Satzung sowie rechtlichen und steuerlichen Bestimmungen 
zu entsprechen. 

(3)  1 Die Vorbereitung, Verhandlung und der Abschluss von Dienstverträgen mit Mitgliedern des Vor-
stands einschließlich der Festsetzung der Vergütung erfolgen für die Stiftung durch den Perso-
nalausschuss des Kuratoriums (Personalausschuss). 2 Darüber hinaus hat der Personalaus-
schuss die ihm in dieser Satzung zugewiesenen Aufgaben. 3 Der Personalausschuss besteht aus 
dem Vorsitzenden des Kuratoriums, dem stellvertretenden Vorsitzenden des Kuratoriums und 
aus bis zu drei weiteren stimmberechtigten Mitgliedern, die von den gewählten Mitgliedern und 
stellvertretenden Mitgliedern des Kuratoriums aus ihrer Mitte gewählt werden, wobei alle stellver-
tretenden Mitglieder des Kuratoriums Stimmrecht haben. 4 Der Personalausschuss fasst seine 
Beschlüsse mit einfacher Mehrheit der an der Beschlussfassung teilnehmenden Mitglieder. 5 § 12 
Absatz 9 Satz 4 gilt entsprechend. 6 Bei dem Abschluss des Dienstvertrages mit einem Mitglied 
des Vorstandes und der Kündigung oder anderweitigen Vertragsbeendigung wird die Stiftung 
durch den Vorsitzenden des Kuratoriums vertreten. 

 

§ 14 Stifterkonferenz 

(1)  1 Die Stiftung hat eine Stifterkonferenz. 2 Die Stifterkonferenz setzt sich zusammen aus allen Stif-
tern im Sinne dieser Satzung, soweit deren Stifterrechte nicht ruhen, sowie den Mitgliedern des 
Kuratoriums. 3 Die Mitglieder des Vorstands sollen an der Stifterkonferenz teilnehmen. 4 Auf Vor-
schlag des Vorsitzenden des Kuratoriums oder des Vorstands können Sachverständige, Aus-
kunftspersonen und andere Gäste zu der Stifterkonferenz zugelassen werden. 

(2)  1 Die Stifterkonferenz soll mindestens einmal im Jahr stattfinden. 2 Die Sitzungen der Stifterkon-
ferenz finden entweder als Präsenzveranstaltung, virtuell (Onlineverfahren) über eine nur für Teil-
nahmeberechtigte im Sinne von Absatz 1 zugängliche (bspw. mit gesonderten Zugangswort ge-
schützte) Plattform, die einen audiovisuellen, mindestens aber sprachlichen Austausch in Echt-
zeit ermöglicht oder als Mischform (Hybridveranstaltung) statt. 3 Die Einberufung der Sitzungen 
der Stifterkonferenz und die Sitzungsleitung erfolgen durch den Vorsitzenden des Kuratoriums. 
4 Über Sitzungen der Stifterkonferenz, bei der Beschlüsse gefasst werden, ist eine Niederschrift 
zu fertigen, die vom Sitzungsleiter zu unterzeichnen ist. 5 Die Niederschriften sind den in Absatz 
1 Satz 2 und 3 genannten Teilnahmeberechtigten innerhalb von 4 Wochen zuzusenden. 

(3)  Die Stifterkonferenz kann sich eine Geschäftsordnung geben. 

(4)  1 Die Stifterkonferenz fasst ihre Beschlüsse mit einfacher Mehrheit der abgegebenen Stimmen, 
soweit in dieser Satzung nichts anderes bestimmt ist. 2 In der Stifterkonferenz hat jeder Stifter 
eine Stimme für jede am 10. Tag vor der Stifterkonferenz von ihm oder einem Rechtsvorgänger 
in den Stimmrechten (vgl. § 7 Abs. 4) voll eingezahlten EUR 10.000,00 an (a) an (i) die Stiftung 
oder (ii) die bisherige nichtrechtsfähige H2Global-Stiftung gestiftetem Vermögen und (b) von mit 
Zustimmung des Kuratoriums erbrachten Zuwendungen oder Finanzierungsleistungen an (i) die 
Stiftung, (ii) die bisherige nichtrechtsfähige H2Global-Stiftung oder (iii) an ein mit der Stiftung 
verbundenes Unternehmen (stimmberechtigte Stifter); auch im Fall einer gestreckten Zusage ge-
mäß § 4 Absatz 2 stehen dem Stifter daraus Stimmen nur insoweit zu, wie die Verpflichtung durch 
Zahlung erfüllt wurde. 3 Enthaltungen sind als nicht abgegebene Stimmen zu werten. 4 Die Stif-
terkonferenz ist beschlussfähig, wenn mindestens die Hälfte aller vorhandenen Stimmen vertre-
ten ist, wobei ruhende Stimmrechte unberücksichtigt bleiben.  

(5)  1 Im Hinblick auf die Regelungen in dieser Satzung, nach denen bestimmte Beschlüsse der Stif-
terkonferenz nur durch die Angehörigen bestimmter Sparten gefasst werden, gilt folgendes: 2 Für 
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diese Zwecke wurde jeder im Stiftungsgeschäft genannte Stifter mit seiner Zustimmung im Stif-
tungsgeschäft einer der folgenden Sparten zugeordnet, die dem Schwerpunkt seiner geschäftli-
chen Tätigkeit entspricht oder damit im Zusammenhang steht: (a) Anlagenbau; (b) Erzeugung; 
(c) Transport und Logistik; (d) Verbrauch und Nutzer; (e) Finanz- und Versicherungswirtschaft. 
3 Zustifter haben sich in ihrem ersten Antrag auf Zulassung zur Stiftung gegenüber dem Kurato-
rium einer dieser Sparten zuzuordnen. 4 Soweit eine spartenbezogene Abstimmung vorgesehen 
ist, haben nur diejenigen Stifter ein Stimmrecht, die sich der entsprechenden Sparte zugeordnet 
haben. 5 Absatz 4 gilt entsprechend. 6 Ein nachträglicher Wechsel der Spartenzuordnung bedarf 
der Zustimmung des Kuratoriums und der Stifterkonferenz. 

(6) 1 Abweichend von Absatz 4 Satz 2 gilt in Bezug auf das Stimmrecht von Stiftern, die Staaten, 
Länder, Kommunen, supranationale Organisationen (einschließlich der EU), sonstige öffentliche 
Stellen oder öffentliche Auftraggeber i.S.v. § 99 Nr. 1 bis 3 GWB sind (öffentliche Stifter) oder die 
durch Staaten, Länder, Kommunen, supranationale Organisationen (einschließlich der EU), sons-
tige öffentliche Stellen oder öffentliche Auftraggeber i.S.v. § 99 Nr. 1 bis 3 GWB mittelbar oder 
unmittelbar i.S.v. § 17 AktG beherrscht werden (öffentlich beherrschte Stifter), folgendes: 2 Ergibt 
sich nach Feststellung der Beschlussfähigkeit gemäß Absatz 4 Satz 4, dass auf öffentliche Stifter 
und öffentlich beherrschte Stifter so viele oder mehr vertretene Stimmen entfallen wie bzw. als 
für die Fassung eines bestimmten Beschlusses erforderlich sind, so wird die Summe der auf diese 
öffentlichen Stifter und öffentlich beherrschten Stifter entfallenden Stimmen für die betreffende 
Beschlussfassung so weit reduziert – durch anteilige Kürzung entsprechend der Anzahl der Stim-
men der betreffenden öffentlichen Stifter und öffentlich beherrschten Stifter, wobei Kürzungen um 
ganze Stimmen erfolgen –, dass die Summe der von ihnen vertretenen Stimmen mindestens eine 
Stimme weniger beträgt als für die Fassung des Beschlusses erforderlich. 3 Satz 2 gilt für das 
Stimmrecht bei spartenbezogenen Abstimmungen (Absatz 5 Satz 4) entsprechend. 4 Kürzungen 
nach Satz 2 und 3 lassen die zuvor gemäß Absatz 4 Satz 4 festgestellte Beschlussfähigkeit un-
berührt. 

 

§ 15 Aufgaben der Stifterkonferenz 

(1)  1 Die Stifterkonferenz dient dem Austausch in Bezug auf die Zwecke und den Gegenstand der 
Stiftung. 2 Die Stifterkonferenz wählt die Mitglieder des Kuratoriums gemäß § 12 Abs. 2, 4 und 5 
und beschließt in den in dieser Satzung bestimmten Fällen. 

(2)  Die Stifterkonferenz beschließt insbesondere auf Vorschlag des Kuratoriums über die in der Stif-
tung anstehenden strategischen Grundsatzfragen und hat darüber hinaus die ihr in dieser Sat-
zung zugewiesenen Aufgaben.  

 

§ 16 Änderungen des Stiftungszwecks 

(1)  1 Der Vorstand kann mit Zustimmung des Kuratoriums und der Stifterkonferenz den Zweck der 
Stiftung nach Maßgabe der gesetzlichen Bestimmungen ändern. 2 Die Beschlüsse bedürfen der 
Genehmigung der Aufsichtsbehörde.  

(2)  1 Der Zustimmungsbeschluss der Stifterkonferenz bedarf einer Mehrheit von 2/3 der abgegebe-
nen Stimmen, mindestens aber der Zustimmung der Mehrheit (nach Köpfen) der insgesamt vor-
handenen Stifter. 2 Dabei ist ein Stiftungszweck zu wählen, der den in dieser Satzung bestimmten 
Zwecken möglichst nahekommt. 3 Die Änderungen sind nur gestattet, sofern weiterhin aus-
schließlich, unmittelbar und selbstlos entweder gemeinnützige oder mildtätige oder kirchliche 
Zwecke im Sinne der Abgabenordnung verfolgt werden. 

(3)  Vor jeder Änderung des Stiftungszwecks ist die Unbedenklichkeitserklärung des Finanzamts ein-
zuholen. 
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§ 17 Sonstige Änderungen der Satzung 

(1) 1 Sonstige Satzungsänderungen können nach Maßgabe der gesetzlichen Bestimmungen vom 
Vorstand mit Zustimmung des Kuratoriums und nach Anhörung der Stifterkonferenz vorgenom-
men werden, soweit die Gemeinnützigkeit der Stiftung gewahrt bleibt. 2 Der Zustimmungsbe-
schluss des Kuratoriums bedarf einer Mehrheit von 2/3 der abgegebenen Stimmen. 3 Die Be-
schlüsse bedürfen der Genehmigung der Aufsichtsbehörde. 

(2) Beschlüsse über Satzungsänderungen sind mit dem zuständigen Finanzamt abzustimmen und 
ihm anzuzeigen. 

 

§ 18 Auflösung, Zulegung und Zusammenlegung der Stiftung 

(1)  1 Der Vorstand kann mit Zustimmung des Kuratoriums und der Stifterkonferenz die Auflösung der 
Stiftung beschließen. 2 Ein solcher Beschluss ist nur zulässig, wenn (a) das gesamte verbrauchs-
fähige Vermögen der Stiftung verbraucht wurde und die dauernde und nachhaltige Erfüllung des 
Stiftungszwecks nicht länger gesichert erscheint, oder (b) die gesetzlichen Voraussetzungen für 
die Auflösung der Stiftung vorliegen. 3 Der Beschluss der Stifterkonferenz bedarf einer Mehrheit 
von 2/3 der abgegebenen Stimmen. 

(2)  1 Über eine Zulegung oder Zusammenlegung der Stiftung nach Maßgabe der gesetzlichen Best-
immungen entscheidet der Vorstand mit Zustimmung des Kuratoriums und der Stifterkonferenz. 
2 Der Beschluss der Stifterkonferenz bedarf einer Mehrheit von 2/3 der abgegebenen Stimmen. 
3 Im Fall der Zulegung der Stiftung auf eine andere Stiftung muss die übernehmende Stiftung 
ebenfalls steuerbegünstigt sein. 4 Die durch eine Zusammenlegung entstehende neue Stiftung 
muss ebenfalls steuerbegünstigt sein. 

 

§ 19 Vermögensanfall 

(1) Bei Auflösung oder Aufhebung der Stiftung oder bei Wegfall steuerbegünstigter Zwecke fällt das 
Vermögen der Stiftung an eine durch das Kuratorium und die Stifterkonferenz bestimmte andere 
steuerbegünstigte Körperschaft oder eine juristische Person des öffentlichen Rechts zwecks Ver-
wendung für die Förderung der Zwecke des Umweltschutzes und des Klimaschutzes.  

(2) Beschlüsse über die Verwendung des Vermögens bei Auflösung oder Aufhebung der Stiftung 
oder bei Wegfall ihrer steuerbegünstigten Zwecke sowie Beschlüsse über eine Zulegung oder 
eine Zusammenlegung dürfen erst nach Einwilligung des zuständigen Finanzamtes ausgeführt 
werden. 

 

§ 20 Aufsicht, Inkrafttreten 

(1) Die Stiftung untersteht der Aufsicht nach Maßgabe des in der Freien und Hansestadt Hamburg 
geltenden Rechts. 

(2) Diese Satzung tritt mit dem Tag der Anerkennung der Stiftung in Kraft. 
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 non-official translation from the German original  

 

Statutes of H2Global-Stiftung 

 

§ 1 Name, Legal Form, Registered Office 

(1) The name of the Foundation is 

H2Global-Stiftung 

(2) It is a foundation with legal personality under civil law (German: rechtsfähige Stiftung des bür-
gerlichen Rechts). 

(3) The registered office of the Foundation is Hamburg, Germany. 

 

§ 2 Purpose of the Foundation 

(1) The purpose of the Foundation is to promote the protection of the environment and the climate 
as well as the promotion of science and research. 

(2) 1 The purposes will be achieved by measures that serve to promote the production and use of 
Green Hydrogen and other climate-neutral energy carriers (climate-neutral or defossilised en-
ergy carriers) at national and international level, including in developing and newly industrialised 
countries. 2 Activities shall be carried out and supported which, through scientific, journalistic or 
other practical activities, through education, consulting and information as well as through anal-
yses and studies, promote the improvement of the use of these energy carriers and thus serve 
the protection of the climate. 

3 The purpose of the Foundation will be achieved, in particular, by 

a) promoting the development of models for a sustainable generation and use of climate-

neutral energy carriers; 

b) promoting the development of models to improve the German and European legal condi-

tions for such energy carriers; 

c) initiating, promoting and coordinating of research assignments and scientific work which 

are committed to environmental and/or climate protection through the use of defossilised 

energy carriers; and 

d) acting as platform for events for the exchange and transfer of knowledge about defossil-

ised energy carriers between science, economy and other public and private bodies. 

(3) 1 Events performed by the Foundation will be publicly accessible. 2 Insofar as the Foundation 
grants scholarships and advancement awards, such will be granted on the basis of publicly ac-
cessible guidelines. 3 The guidelines require the prior consent of the competent Tax Office, also 
in case of any amendments. 

(4) In its activities, the Foundation will cooperate with tax-privileged and public organisations having 
a similar purpose, wherever and insofar as that serves the realisation of the Foundation's purpose. 

(5) The Foundation may use aides in the meaning of Sec. 57 (1) sentence 2 of the German Fiscal 
Code (German: Abgabenordnung or AO) for performing its duties, insofar as it will not perform 
the duties itself. 

(6) The Foundation may grant its support on a worldwide level; its foreign activity will remain related 
to the realisation of its tax-privileged purposes in Germany in the meaning of Sec. 51 (2) AO. 
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§ 3 Public Benefit Status 

(1) The Foundation pursues exclusively and directly public-benefit purposes in the meaning of the 
Chapter “Tax-Privileged Purposes” of the German Fiscal Code. 

(2) The Foundation is altruistically active; it does not pursue primarily self-supporting economic pur-
poses. 

(3) The funds of the Foundation may only be used for statutory purposes. 

(4) No persons must be favoured by expenses not belonging to the purpose of the Foundation or by 
disproportionately high remunerations. 

 

§ 4 Assets of the Foundation 

(1)  1 The initial assets of the Foundation are determined by the Foundation Deed (German: Stiftung-
sgeschäft). 2 Insofar as they have not been designated for consumption by the Donors (German: 
Stifter) (other assets), they shall be maintained permanently and undiminished in their value in 
the interest of the long-term existence of the Foundation (basic assets (German: Grundstock)). 

(2) 1 Insofar as Donors have undertaken, in accordance with the Foundation Deed or within the 
framework of endowments (German: Zustiftungen), to make annual contributions in advance to 
the Foundation for a certain period of time, with which the Foundation can cover both its ongoing 
expenses and its funds to be used for public-benefit purposes, even by creating a reserve 
(stretched commitments), the Foundation shall receive these amounts in advance by 1 December 
of the year at the latest for the coming year. 2 The amount shall be determined by resolution of 
the Board of Trustees (German: Kuratorium) based the consumption plan to be drawn up by the 
Executive Board (German: Vorstand). 

(3) 1 In derogation of § 4 para. (1) sentence 2, the Foundation may, with the consent of the Board of 
Trustees, consume up to half of the basic assets, provided that the founder's will cannot be real-
ised otherwise and the existence of the Foundation is assured for a reasonable period of time. 
2 In the event of such a consumption, the Foundation shall be obliged to replenish the basic assets 
by the consumed part in the foreseeable future. 

(4) 1 Reserves may be formed to the extent permitted by tax law. 2 In order to maintain the value of 
the basic assets, the Executive Board shall form free reserves if the Foundation's earnings situa-
tion is good. 3 The Board of Trustees may allocate free reserves (§ 62 section 1 no. 4 AO) to the 
basic assets. 

(5) 1 Reallocations of assets are permissible. 2 Profits from the reallocation of assets may be allo-
cated to a reallocation reserve for the (real) maintenance of the basic assets as well as used in 
whole or in part for the fulfilment of the Foundation's purposes if the maintenance of the basic 
assets is assured. 

 

§ 5 Funds of the Foundation, Endowments 

(1)  The Foundation shall fulfil its tasks from the income of the Foundation's assets, from other assets 
and from grants, insofar as they are not designated by the grantor to increase the basic assets. 

(2) There is no legal entitlement to benefits by the Foundation or the allocation of funds of the Foun-
dation. 

(3)  1 Endowments to the basic assets as well as to the other assets (endowments for consumption) 
and donations are permissible. 2 The Foundation may allocate grants without a specific purpose 
on the basis of a disposition upon death to the basic assets. 3 In the case of endowments for 
consumption which are not only insignificant in relation to the previously existing other assets, but 
at most every six months, a new consumption plan shall be prepared or the existing consumption 
plan shall be adapted accordingly. 4 The revision or amendment of the consumption plan requires 
the consent of the Board of Trustees. 
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(4) 1 Endowments by persons who are not already Donors in the meaning of these Statutes (First 
time Endowers) shall amount to at least EUR 20,000. 2 Endowments by First time Endowers who 
are large corporations (in the meaning of § 267 sec. 3 German Commercial Code (HGB)) or 
affiliated companies (within the meaning of § 15 German Stock Company Act (AktG)) of large 
corporations shall amount to at least EUR 100,000. 

(5) 1 Endowments require the approval of the Board of Trustees. 2 After approval by the Board of 
Trustees and upon payment of the endowment by the endower, the endower shall be a Donor in 
the meaning of these Statutes. 

 

§ 6 Financial Year, Financial Statements 

(1)  The financial year coincides with the calendar year. 

(2)  The financial statements approved according to the provisions of these Statutes shall be made 
available to all Donors. 

 

§ 7 Donors, Voting Rights 

(1) 1 Donors in the meaning of these Statutes are all persons named as donors in the Foundation 
Deed as well as such persons who become Donors in accordance with these Statutes. 2 No per-
son may become a Donor (a) against whom economic sanction measures of the United Nations, 
the EU or the Federal Republic of Germany (cf. § 7 sentence 2 German Foreign Trade and Pay-
ments Ordinance (AWV)) exist, or (b) in whom one or more governmental or non-governmental 
bodies or persons against whom economic sanction measures of the United Nations, the EU or 
the Federal Republic of Germany are directed, individually or jointly (i) directly or indirectly hold 
voting shares of 25% or more of the voting rights or (ii) otherwise hold an effective participation 
in the control (in corresponding application of § 56 sec. 3 sentence 2 AWV). 3 § 56 sec. 4 and 5 
AWV shall apply mutatis mutandis with the proviso that the percentage mentioned in sentence 2 
(b) (i) shall be used as the relevant share. 4 The participation rights and voting rights of a Donor 
in the Donors' Conference and other rights resulting from these Statutes associated with the sta-
tus as Donor (Donor's Rights) shall be suspended as long as one of the circumstances mentioned 
in sentence 2 exists with regard to the holder of the Donor's Rights. 

(2) 1 The Donor's Rights or a Donor are indivisible and non-inheritable. 2 A co-entitlement to Donor's 
Rights shall be excluded, as shall a pledge or attachment, the granting of a usufruct, a sub-par-
ticipation or other entitlement of a third party or authorisation to exercise such rights. 3 The exer-
cise of Donor's Rights by the corporate representatives of a Donor or natural persons authorised 
by them shall remain unaffected. 4 The exercise of Donor's Rights is not possible by a person in 
respect of whom one of the circumstances referred to in para. (1) sentences 2 and 3 exists. 

(3) The Donor's Rights of Donors who are natural persons or associations of persons without legal 
capacity are not transferable. 

(4) 1 The Donor's Rights of Donors who are legal persons or associations of persons having legal 
capacity are transferable only in accordance with the following provisions. 2 A transfer (including 
a legal succession by universal succession) may only be made to a single other person (including 
an association of persons having legal capacity). 3 Any transfer shall be notified to the Executive 
Board by the transferor in writing within two months after the transfer at the latest, enclosing 
meaningful documents and stating the transferee and the date from which the transfer takes effect 
or has taken effect; in deviation from this, the notification shall be made by the receiving legal 
entity as transferee in the case of a merger or a split pursuant to the German Transformation Act 
(UmwG). 4 In the event of such notification, the transferee named therein shall henceforth be 
deemed to be the Donor in the meaning of these Statutes and the holder of the Donor's Rights. 
5 Transfers to more than one transferee shall be ineffective as a whole. 

(5) The Donor's Rights end 

– if the Donor is a natural person: with the death of the Donor; 
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– with the opening of insolvency proceedings against the Donor's assets or with the rejection 
of the opening for lack of assets; 

– if the Donor is a person or association of persons capable of being entered in a register: with 
the entry of the dissolution in the relevant register, unless the Donor's Rights have been val-
idly transferred at the latest at the same time as the entry of the dissolution in accordance 
with para. (4); 

– if the notification provided for in para. (4) sentence 3 has not been made within two months 
of the transfer. 

(6) 1 The status as Donor in the meaning of these Statutes shall end with the transfer of the Donor's 
rights or any other termination of these rights. 2 In the case of para. (1) sentence 4, the status as 
Donor shall be suspended for the period specified therein. 

(7) In the event of termination of the Donor's Rights and/or status as a Donor, the Donor shall not be 
entitled to any compensation or compensation or indemnification. 

 

§ 8 Governing Bodies 

(1) Governing bodies of the Foundation are 

– the Executive Board, 

– the Board of Trustees and the Staff Committee, 

– the Donors' Conference, and 

– as the case may be, appointed special representatives. 

(2) 1 The members and deputy members of the Executive Board, the Board of Trustees and any 
special representatives appointed shall exercise the diligence of a prudent manager in managing 
the business of the Foundation. 2 A breach of duty shall not be deemed to have occurred if the 
member or deputy member or special representative, as the case may be, could, when conducting 
the business taking into account the requirements of the law and the Statutes, reasonably expect 
to act in the best interests of the Foundation on the basis of adequate information. 3 In the case 
of a member or deputy member of a governing body or a special representative who acts without 
remuneration or who receives remuneration for his or her activities which does not exceed the 
amount specified in § 31a para. 1 sentence 1 of the German Civil Code (BGB), § 31a para. 1 and 
para. 2 of the German Civil Code (BGB) shall apply mutatis mutandis. 4 The Foundation shall be 
entitled and obliged to take out appropriate insurance cover for the Foundation and the members 
and deputy members of its governing bodies and its special representatives in order to cover the 
aforementioned risks. 

 

§ 9 Executive Board 

(1) 1 The Executive Board shall consist of a maximum of five members. 2 The first members of the 
Executive Board shall be determined by the Foundation Deed; in the following, the Board of Trus-
tees shall appoint the members by a simple majority of the votes cast. 3 If the Executive Board 
consists of more than one member, the Board of Trustees shall appoint one member of the Ex-
ecutive Board as Chairperson (Chairperson of the Executive Board) and his deputy (Deputy 
Chairperson of the Executive Board). 

(2) 1 The Executive Board shall include persons who have special expertise and experience with 
regard to the fulfilment of the Foundation's tasks. 2 Only natural persons may be members of the 
Executive Board. 3 Members of the Board of Trustees may not at the same time be members of 
the Executive Board. 

(3) 1 The term of office of the individual members of the Executive Board shall be four years, unless 
a shorter term of office is specified at the time of appointment. 2 Multiple reappointments are pos-
sible, which may be made at the earliest one year before the expiry of the previous term of office. 
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(4) 1 Membership of the Executive Board shall end upon expiry of the term of office, at the latest upon 
reaching the age of 70. 2 Members of the Executive Board may be dismissed by the Board of 
Trustees at any time for good cause. 3 The member concerned shall be given the opportunity to 
comment beforehand. 4 The dismissal shall be effective until the ineffectiveness is legally estab-
lished. 5 The Board of Trustees may revise appointments in the meaning of para. (1) sentence 3 
at any time by resolution, even without special cause. 

 

§ 10 Rights and Obligations of the Executive Board 

(1) Within the framework of the Foundation Act and these Statutes, the Executive Board shall ensure 
the continuous and sustainable fulfilment of the Foundation's purpose and the will of the founders. 

(2) 1 The Executive Board shall manage the business of the Foundation in all matters, unless the 
responsibility of another governing body is established, in accordance with the Statutes on its own 
responsibility, taking into account the resolutions of the Board of Trustees and the Staff Commit-
tee. 2 Its duties are in particular: 

a) the administration of the assets of the Foundation, 

b) the use of the funds of the Foundation, 

c) to draw up at least annually the consumption plan and the medium-term financial plan 

d) the preparation of the activity report and the Financial statements, and 

e) informing the Board of Trustees about all issues relevant to the Foundation. 

(3) 1 The Executive Board shall have the status of a legal representative and shall represent the 
Foundation in and out of court. 2 If the Executive Board consists of several members, the Foun-
dation shall be jointly represented in external relations by at least two of its Executive Board 
members or by one Executive Board member together with a special representative. 3 The Staff 
Committee may, by resolution, grant individual or all members of the Executive Board, in general 
or in individual cases, individual power of representation and/or exemption from the restrictions 
of § 181 of the German Civil Code (BGB), or revoke the granting of such power of representation. 

(4) 1 With the consent of the Staff Committee, the Executive Board shall be entitled to appoint one or 
more managing directors to carry out its duties. 2 A managing director shall have the status of a 
special representative in the meaning of § 30 BGB. 3 With the consent of the Staff Committee, 
the Executive Board shall be entitled to grant a special representative, generally or in individual 
cases, sole power of representation and/or exemption from the restrictions of § 181 BGB; revo-
cation shall be possible without the consent of the Staff Committee. 

(5) 1 Within the first six months of the financial year, the Executive Board shall prepare the financial 
statements for the preceding financial year, have them audited by the auditor appointed by the 
Board of Trustees (auditor) and send the financial statements to all members of the Board of 
Trustees without undue delay together with the auditor's report. 2 The Executive Board shall have 
the right, at its discretion, to obtain legal and tax advice for an appropriate fee in order to fulfil its 
duties. 

(6) 1 The Executive Board may, with the consent of the Staff Committee, adopt rules of procedure for 
itself, unless the Board of Trustees adopts rules of procedure for the Executive Board; rules of 
procedure adopted by the Board of Trustees shall completely replace any existing rules of proce-
dure. 2 The rules of procedure shall, inter alia, regulate the allocation of business and cooperation 
within the Executive Board and may contain provisions that certain types of business may only 
be conducted with the consent of the Board of Trustees. 

(7) 1 The members of the Executive Board shall be entitled to reimbursement of their necessary and 
reasonable expenses and outlays incurred in accordance with a corresponding resolution of the 
Staff Committee. 2 The Foundation may grant them an appropriate remuneration for the time and 
work expended on the basis of a written service contract if the assets and earnings situation of 
the Foundation permit this at the time the contract is concluded. 3 A contract of service shall be 
limited to the respective period of appointment in accordance with § 9 para. (3). 
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§ 11 Resolutions of the Executive Board 

(1) 1 Resolutions of the Executive Board shall normally be passed in meetings. 2 Meetings of the 
Executive Board shall be convened by the Chairperson of the Executive Board or, if he is pre-
vented from doing so, by the Deputy Chairperson of the Executive Board, at least in text form with 
a notice period of two weeks and stating the agenda. 

(2) 1 The Executive Board shall constitute a quorum if more than half of its members are present. 
2 Unless otherwise provided for in the Statutes, the Executive Board shall decide by a simple 
majority of the votes cast. 3 In the event of a tie, the Chairperson of the Executive Board shall 
have the casting vote, or in his absence, the Deputy Chairperson of the Executive Board. 4 An 
absent member may be represented at the meeting by another member of the Executive Board. 

(3) Minutes of the meetings shall be taken and signed by the Chairperson or the Deputy Chairperson 
of the Executive Board. 

(4) 1 Resolutions by circulation are permissible if all members of the Executive Board agree to this 
procedure. 2 Minutes shall be taken of the result and shall be sent to all members of the Executive 
Board without undue delay. 3 The circulation procedure is not applicable to resolutions on amend-
ments to the Statutes in the meaning of §§ 16 and 17 and on the dissolution or merger of the 
Foundation in the meaning of § 18. 

 

§ 12 Board of Trustees 

(1)  1 The Board of Trustees shall consist of 13 to 20 members and 10 deputy members. 2 It shall be 
composed of the three members elected in accordance with para. (2), the maximum of seven 
members delegated in accordance with para. (3), the 10 members elected in accordance with 
para. (4) and the 10 deputy members elected in accordance with para. (5). 3 The members of the 
Board of Trustees shall have the expertise necessary or useful for the fulfilment of the purpose. 
4 The term of office of the members elected in terms of para. (2), (4) and (5) (elected members) 
shall end with the conclusion of the first Donors' Conference in the third calendar year following 
the year in which the term of office commenced. 5 Re-election is permissible. 6 If an elected mem-
ber retires prematurely, a replacement shall be elected without undue delay for the remaining 
term of office. 7 The first members of the Board of Trustees within the meaning of para. (2), (4) 
and (5) shall be determined by the Foundation Deed; their term of office shall end with the con-
clusion of the first Donors' Conference in the second calendar year following the year of the es-
tablishment of the Foundation; despite the determination by the Foundation Deed, they shall be 
deemed to be elected members or deputy members of the Board of Trustees. 8 The Chairperson 
of the Board of Trustees and the Deputy Chairperson shall continue their duties after the expiry 
of their term of office until the newly elected Chairperson of the Board of Trustees or Deputy 
Chairperson takes over. 

(2)  1 The Donors' Conference shall elect the Chairperson of the Board of Trustees, a Deputy Chair-
person and another member who has a special affinity with a national or international association 
that is mainly active in the field of the Foundation's objectives as elected members of the Board 
of Trustees. 2 All duties and powers of the Chairperson of the Board of Trustees shall be vested 
in and exercised by the Deputy Chairperson of the Board of Trustees in the event of his or her 
incapacity. 

(3) Delegated members 

(a) The German federal government is entitled to delegate one member to the Board of Trus-
tees. 

(b) The EU Commission is entitled to delegate one member from one of the areas of energy, 
environment or climate protection to the Board of Trustees if EU funding within the meaning 
of lit. (c), sentences 2 and 3 is provided by the EU Commission that is at least equal in 
amount to the funding (within the meaning of lit. (c), sentence 3) provided by the Federal 
Republic of Germany. 
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(c) 1 Public bodies within the meaning of the following sentence (public bodies) shall be entitled 
to delegate a maximum of six further members to the Board of Trustees; the number shall 
be reduced to a maximum of five as long as the right of delegation according to lit. (b) 
exists. 2 Public bodies are all states, Länder, municipalities, supranational organisations 
(including the EU) or other public bodies which support projects of the Foundation or of an 
enterprise affiliated with the Foundation from public funds on the basis of formal grant de-
cisions. 3 The entitlement of public bodies to delegate under this lit. (c) shall be in proportion 
to the sums of funding provided by the individual public bodies and not yet finally settled as 
well as to the sums of funding not yet provided but bindingly committed. 4 A public body 
may only be entitled to an integral number of rights of delegation. 5 The distribution of the 
delegation rights available under this lit. (c) among the public bodies shall be calculated by 
the Executive Board in accordance with the Sainte-Laguë method and shall be reviewed 
and adjusted no later than 1 January of each year; the Foundation shall make the basis 
and the result of the calculation available to the public bodies. 6 For the purposes of sen-
tences 3 and 4, several public bodies may join together by making concordant declarations 
to the Executive Board (cluster) with the consequence that the cluster shall be treated as 
a single public body for the purposes of the distribution of the delegation rights; the exercise 
of a delegation right to which a cluster is entitled shall be effected by concordant declara-
tions of all public bodies participating in the cluster. 7 Each public body participating in a 
cluster may terminate the cluster at any time by declaration at least in text form to the 
Executive Board; in this case, an immediate adjustment shall be made in accordance with 
sentence 5. 8 A right of delegation does not exist as long as economic sanction measures 
(cf. § 7 para. (1) sentence 2 and 3) exist against the public body concerned - in the case of 
sentence 6 against a public body participating in the cluster in question. 9 The office of a 
member delegated according to this lit. (c) shall in any case end with the adjustment ac-
cording to sentence 5. 

(d) 1 The number of delegated members must always be lower than the number of members 
elected in accordance with para. (4). 2 Insofar as necessary to comply with sentence 1, an 
adjustment in accordance with lit. (c) sentence 5 shall first be made on the basis of a cor-
respondingly reduced number of delegating rights. 

(e) 1 The Executive Board shall inform the persons entitled to delegate of the existence of their 
right to delegate. 2 The exercise of the right to delegate shall be effected by declaration of 
the person entitled to delegate to the Executive Board at least in text form. 3 A person 
entitled to delegate is entitled to recall the member delegated by him at any time and to 
delegate another person as a member instead. 

(f)  Delegated members need not be members of the federal government, office bearers of a 
public body or otherwise holders of a public office. 

(4) 1 The Donors’ Conference shall elect 10 members of the Board of Trustees in accordance with 
the following provisions: 2 For each of the divisions listed in § 14 para. (5), two members of the 
Board of Trustees will be elected by the members of the Donors’ Conference eligible for voting of 
the relevant division. 3 Every person entitled to vote who has at least 10 votes in the Donors’ 
Conference shall have the right to propose a candidate in his or her division. 4 If more than 30% 
according to headcount (not voting rights) of the members of a division are enterprises that are 
not large corporations in the meaning of Sec. 267 (3) of the German Commercial Code (German: 
Handelsgesetzbuch or HGB) and not affiliated companies (in the meaning of § 15 AktG) of large 
corporations (SME), at least one member of the Board of Trustees must, in this division, be 
elected based on the proposal of a SME. 5 If more than 50% but less than 100% according to 
headcount (not voting rights) of the members of a division are SME, at least one member of the 
Board of Trustees of this division must be elected at the proposal of a corporation that is not SME. 
6 A person entitled to vote with several votes may distribute them among different candidates. 7 If 
fewer than 10 members are elected in total in accordance with the above regulation, the election 
of the missing members of the Board of Trustees shall be carried out by the Donors' Conference, 
whereby each Donor present and entitled to vote shall have a right of proposal. 

(5) 1 One deputy member shall be elected for each member of the Board of Trustees elected accord-
ing to para. 4. 2 Para. (4) shall apply accordingly to the election. 
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(6) 1 Elected members of the Board of Trustees can be dismissed for important reason by resolution 
of the Donors’ Conference with a majority of 2/3 of the votes cast. 2 They shall be given the op-
portunity to comment beforehand. 

(7) 1 The Board of Trustees shall in principle work in an honorary capacity. 2 However, its members 
and deputy members are entitled to reimbursement of reasonable costs and expenses which they 
actually incurred or for an adequate remuneration, also as a flat-rate amount, insofar as that is 
justified by the time and effort of work they dedicate to the Foundation and insofar as the funds 
of the Foundation allow. 3 The decision on remuneration shall be taken by the Donors’ Conference 
on the basis of a consensual proposal by the Board of Trustees and the Executive Board. 

(8) The Board of Trustees may give itself rules of procedure. 

(9) 1 The Board of Trustees will pass its resolutions with the simple majority of the votes cast, unless 
otherwise provided for in these Statutes. 2 Each member of the Board of Trustees has one vote. 
Deputy members shall be entitled to participate in the meetings of the Board of Trustees; they 
shall only be entitled to vote in the event that the elected member they were elected to represent 
is prevented from participating. 3 Abstentions shall be counted as votes not cast. 4 In case of a 
tie, the vote of the Chairperson of the Board of Trustees shall be decisive. 5 The Board of Trustees 
constitutes a quorum if at least half of its members, taking into account deputy members eligible 
for voting, are present and if not more than half of the persons present are members delegated 
according to para. (3). 6 The submission of votes in writing or authorisation by an absent member 
of the Board of Trustees shall not be permitted. 

(10) 1 The Board of Trustees shall meet at least once every six months. 2 The meetings of the Board 
of Trustees shall take place either as a face-to-face event, virtually (online procedure) via a plat-
form accessible only to authorised participants (e.g. protected with a separate password), which 
enables an audiovisual, but at least voice-based, exchange in real time, or as a mixed form (hybrid 
event). 3 The members of the Executive Board shall participate in the meetings of the Board of 
Trustees. 4 Upon proposal of the Chairperson of the Board of Trustees, experts, persons providing 
information and other guests may be admitted to meetings of the Board of Trustees. 5 The meet-
ing of the Board of Trustees shall be convened and chaired by the Chairperson of the Board of 
Trustees. 6 Minutes shall be taken of the meeting and shall be signed by the chair of the meeting. 

(11) 1 Resolutions of the Board of Trustees may also be passed in text form outside meetings if at 
least half of its members (taking into account deputy members with voting rights), of whom no 
more than half are delegated members pursuant to para. (3), participate and no more than three 
members with voting rights object to this procedure. 2 The Chairperson of the Board of Trustees 
shall invite all members and deputy members to vote in text form with a precise description of the 
subject matter and a concrete proposal for a resolution with a notice period of at least two weeks. 
3 An objection to the procedure is only possible within the period mentioned in sentence 2. 4 If no 
objection to the procedure and no vote is received from an elected member within the period 
referred to in sentence 2, a vote cast by his or her deputy member within the period shall count. 
5 The resolution is passed before the expiry of the deadline as soon as all members entitled to 
vote have given their consent. 6 Minutes shall be taken of the result of the resolution, signed by 
the Chairperson of the Board of Trustees and copied to all members of the Board of Trustees. 
7 There shall be no right of appeal against the proceedings after they have been concluded. 

(12) 1 In deviation from para. (1) sentences 1 and 2, for the period until the end of the first Donors' 
Conference in the second calendar year following the year of the establishment of the Foundation, 
the Board of Trustees shall be composed of the members named in Para. (1) sentence 2 in con-
junction with sentence 7, as well as 5 additional members determined by the Foundation Deed 
(additional members) and 5 additional deputy members determined by the Foundation Deed (ad-
ditional deputy members). 2 Consequently, the Board of Trustees shall consist of 18 to 25 mem-
bers and 15 deputy members until the end of the first Donors' Conference in the second calendar 
year following the year of the establishment of the Foundation. 3 Despite the determination by the 
Foundation Deed, the additional members and additional deputy members mentioned in sentence 
1 shall be deemed to be elected members or deputy members of the Board of Trustees. 4 Para. 
(1) sentence 6 (in conjunction with para. (4) and (5)) shall apply accordingly with regard to the 
additional members and additional deputy members named in sentence 1, with the proviso that 
only those Donors of the relevant division who have become First time Endowers (analogous to 
§ 5 para. (4)) of the previous H2Global Foundation without legal capacity in the period between 
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23 November 2021 and the date of the Foundation Deed shall be entitled to vote in the election 
of the replacement. 

 

§ 13 Duties of the Board of Trustees, Staff Committee 

(1) The Board of Trustees advises and supports the Executive Board and monitors its management. 

(2) 1 The Board of Trustees shall decide on the principles of investment of the assets of the Founda-
tion and the use of the Foundation's funds, shall perform the other duties provided for in these 
Statutes and shall monitor compliance with the founders' will. 2 The Board of Trustees shall decide 
on the annual accounts of the Foundation and appoint the auditor for the following year. 3 In mak-
ing its decisions, the Board of Trustees shall comply with the provisions of the Statutes as well as 
with legal and tax provisions. 

(3) 1 The preparation, negotiation and conclusion of service contracts with members of the Executive 
Board, including the determination of remuneration, shall be carried out for the Foundation by the 
Staff Committee of the Board of Trustees (Staff Committee). 2 In addition, the Staff Committee 
shall have the duties assigned to it in these Statutes. 3 The Staff Committee shall consist of the 
Chairperson of the Board of Trustees, the Deputy Chairperson of the Board of Trustees and up 
to three other voting members elected by the elected members and deputy members of the Board 
of Trustees from among their number, all deputy members of the Board of Trustees having voting 
rights. 4 The Staff Committee shall adopt its resolutions by a simple majority of the members 
participating in the adoption of the resolution. 5 § 12 para. (9) sentence 4 shall apply accordingly. 
6 When concluding the service contract with a member of the Executive Board and when termi-
nating or otherwise terminating the contract, the Foundation shall be represented by the Chair-
person of the Board of Trustees. 

 

§ 14 Donors' Conference 

(1) 1 The Foundation shall have a Donors' Conference. 2 The Donors' Conference shall be composed 
of all Donors within the meaning of these Statutes, insofar as their Donor's Rights are not sus-
pended, as well as the members of the Board of Trustees. 3 The members of the Executive Board 
shall participate in the Donors' Conference. 4 Upon proposal of the Chairperson of the Board of 
Trustees or the Executive Board, experts, persons providing information and other guests may 
be admitted to the Donors' Conference. 

(2) 1 The Donors' Conference shall take place at least once a year. 2 The meetings of the Donors' 
Conference shall take place either as a face-to-face event, virtually (online procedure) via a plat-
form accessible only to those entitled to participate within the meaning of para. (1) (e.g. protected 
with a separate password), which enables an audiovisual, but at least voice-based, exchange in 
real time, or as a mixed form (hybrid event). 3 The meetings of the Donors' Conference shall be 
convened and chaired by the Chairperson of the Board of Trustees. 4 Minutes shall be taken of 
meetings of the Donors' Conference at which resolutions are passed and shall be signed by the 
chair of the meeting. 5 The minutes shall be sent within 4 weeks to the persons entitled to partic-
ipate mentioned in para. (1) sentences 2 and 3. 

(3) The Donors' Conference may give itself rules of procedure. 

(4) 1 The Donors' Conference shall adopt its resolutions by a simple majority of the votes cast, unless 
otherwise provided for in these Statutes. 2 In the Donors' Conference, each Donor shall have one 
vote for each EUR 10,000.00 fully paid up by him or a legal predecessor in voting rights (cf. § 7 
para. (4)) on the 10th day before the Donors' Conference to (a) (i) the Foundation or (ii) the pre-
vious H2Global Foundation without legal capacity and (b) of grants or financial contributions made 
with the consent of the Board of Trustees to (i) the Foundation, (ii) the previous H2Global Foun-
dation without legal capacity or (iii) to an enterprise affiliated with the Foundation (voting Donors); 
even in the case of a stretched commitment pursuant to § 4 para. (2), the Donor shall only be 
entitled to votes therefrom to the extent that the commitment has been fulfilled by payment. 3 Ab-
stentions shall be counted as votes not cast. 4 The Donors' Conference shall constitute a quorum 
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if at least half of all existing votes are represented, whereby suspended voting rights shall be 
disregarded. 

(5) 1 With regard to the provisions in these Statutes according to which certain resolutions of the 
Donors' Conference are only passed by the members of certain divisions, the following shall ap-
ply: 2 For these purposes, each Donor named in the Foundation Deed has, with his consent, been 
assigned in the Foundation Deed to one of the following divisions which corresponds to or is 
related to the main focus of his business activity: (a) plant construction; (b) production; (c) 
transport and logistics; (d) consumption and users; (e) finance and insurance. 3 In their first appli-
cation to the Board of Trustees for admission to the Foundation, endowers shall assign them-
selves to one of these divisions. 4 Insofar as a division-related vote is provided for, only those 
Donors who have assigned themselves to the corresponding division shall have a right to vote. 
5 Para. (4) shall apply accordingly. 6 A subsequent change of the division assignment shall require 
the consent of the Board of Trustees and the Donors' Conference. 

(6) 1 In deviation from para. (4) sentence 2, the following shall apply with regard to the voting rights 
of Donors who are states, Länder, municipalities, supranational organisations (including the EU), 
other public bodies or public contracting authorities in the meaning of § 99 no. 1 to 3 German 
Competition Act (GWB) (Public Donors) or who are directly or indirectly controlled (in the meaning 
of § 17 German Stock Company Act (AktG) by states, Länder, municipalities, supranational or-
ganisations (including the EU), other public bodies or public contracting authorities in the meaning 
of § 99 no. 1 to 3 GWB (Publicly Controlled Donors): 2 If, after the quorum has been established 
in accordance with para. (4) sentence 4, the number of votes represented by Public Donors and 
Publicly Controlled Donors is equal to or greater than the number of votes required for the adop-
tion of a particular resolution, the sum of the votes attributable to these Public Donors and Publicly 
Controlled Donors for the adoption of the resolution in question shall be reduced - by proportionate 
reduction in accordance with the number of votes of the Public Donors and Publicly Controlled 
Donors concerned, whereby reductions shall be made by whole votes - to such an extent that the 
sum of the votes represented by them is at least one vote less than is required for the adoption 
of the resolution. 3 Sentence 2 shall apply mutatis mutandis to the right to vote in division-related 
votes (para. (5) sentence 4). 4 Reductions according to sentences 2 and 3 shall not affect the 
quorum previously established according to para. (4) sentence 4. 

 

§ 15 Duties of the Donors' Conference 

(1) 1 The Donors' Conference shall serve as a forum for exchange with regard to the purposes and 
object of the Foundation. 2 The Donors' Conference shall elect the members of the Board of Trus-
tees in accordance with § 12 paras. (2), (4) and (5) and shall pass resolutions in the cases spec-
ified in these Statutes. 

(2)  The Donors' Conference shall, in particular, decide on the strategic fundamental issues pending 
in the Foundation at the proposal of the Board of Trustees and shall also have the tasks assigned 
to it in these Statutes. 

 

§ 16 Amendments of the Purpose of the Foundation 

(1)  1 The Executive Board may, with the consent of the Board of Trustees and the Donors' Confer-
ence, change the purpose of the Foundation in accordance with the statutory provisions. 2 The 
resolutions require the approval of the supervisory authority. 

(2)  1 The approval resolution of the Donors' Conference shall require a majority of 2/3 of the votes 
cast, but at least the approval of the majority (by headcount) of the total number of existing Do-
nors. 2 In doing so, a purpose of the Foundation shall be chosen which comes as close as possible 
to the purposes set out in these Statutes. 3 Amendments shall only be permitted insofar as the 
Foundation continues to pursue exclusively, directly and altruistically either public-benefit or char-
itable church-related purposes in the terms of the German Fiscal Code. 

(3)  Prior to any change in the purpose of the Foundation, a clearance certificate must be obtained 
from the tax authority. 
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§ 17 Other Changes of the Statutes 

(1) 1 Other changes to the Statutes may be made by the Executive Board with the consent of the 
Board of Trustees and after hearing the Donors' Conference, provided that the Foundation's pub-
lic-benefit status is preserved. 2 The resolution of approval by the Board of Trustees shall require 
a majority of 2/3 of the votes cast. 3 The resolutions shall require the approval of the supervisory 
authority. 

(2) Resolutions on changes to the Statutes shall be agreed with and notified to the competent tax 
authority. 

 

§ 18 Dissolution, Transfer and Merger of the Foundation 

(1) 1 The Executive Board may, with the consent of the Board of Trustees and the Donors' Confer-
ence, resolve to dissolve the Foundation. 2 Such a resolution is only permissible if (a) the entire 
usable assets of the Foundation have been used up and the permanent and sustainable fulfilment 
of the Foundation's purpose no longer appears to be assured, or (b) the legal requirements for 
the dissolution of the Foundation are met. 3 The resolution of the Donors' Conference shall require 
a majority of 2/3 of the votes cast. 

(2) 1 The Executive Board shall decide on a transfer (German: Zulegung) or merger (German: Zusam-
menlegung) of the Foundation in accordance with the legal provisions with the consent of the 
Board of Trustees and the Donors' Conference. 2 The decision of the Donors' Conference shall 
require a majority of 2/3 of the votes cast. 3 In the case of a transfer of the Foundation to another 
foundation, the receiving foundation must also be tax-privileged. 4 The new foundation resulting 
from a merger must also be tax-privileged. 

 

§ 19 Allocation of the Assets 

(1) In the event of the dissolution or termination of the Foundation or in the event of the discontinua-
tion of its tax-privileged purposes, the assets of the Foundation shall pass to another tax-privi-
leged entity determined by the Board of Trustees and the Donors' Conference or to a legal person 
under public law for the purpose of promoting the purposes of environmental protection and cli-
mate protection. 

(2) Resolutions on the use of the assets in the event of the dissolution or termination of the Founda-
tion or in the event of the discontinuation of its tax-privileged purposes as well as resolutions on 
a transfer or a merger may only be carried out after the consent of the competent tax authority 
has been obtained. 

 

§ 20 Supervision, Entering into Force 

(1) The Foundation shall be subject to supervision in accordance with the law applicable in the Free 
and Hanseatic City of Hamburg. 

(2) These Statutes shall enter into force on the day the Foundation is recognised. 

 




